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Zugestellt

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,
em 14. Dezember 1960

g e g e n
!

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7„ Senat des Eundessozielgerichts ohne

mündliche Verhandlung nach 5 124 Abso 2 in Ver—
“bindung mit 55 153 Abs„ 1 und 165 des Sozialge—

richtsgesetzes am 22° November 1960 unter Mit—

_wirkung von

Senatspräsident Dro B e r n d t

als Vorsitzendem,

Bundesrichter Dr„ K l ü B und

Bundesrichter Dr° K r e b s “
als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter B o g a t z und

Bundessozialrichter Dr„ E b e r l e

als ehrenamtlichen Beisitzern,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
‚

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts

vom 8„ Februar 1957 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegeno
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I Der im Jahre 1911 geborene Kläger ist von Beruf Teer—

spritzer° Nachdem er seit 1948 mit Unterbrechungen

wiederholt Arbeitslosenunterstützung (Alu) und Arbeitslosen—

fürsorgeunterstützung (M fu) bez% en hatt te, war er als
‘ Arbeitnehmer zuletzt vom 4° Juli bis zum 220 August 1955

_
beschäftigto Auf Arbeitslosmeldung vom 25, August 1955

- hin wurde ihm Alu in Höhe von 47,70 DM wöchentlich be—

» willigt° Am 26, August 1955 bot das Arbeitsamt dem Kläger,
der in Buchen wohnte, Arbeit bei der Firma Strabag Bau—AG„

Zweigniederlassung Hamburg, auf deren Baustelle in Lauen—

burg als Tiefbauarbeiter an° Bei der Vorstellung dort

forderte er vom Arbeitgeber Ersatz der Fahrtkosten

oder Zahlung eines Wegegeldes Als sein Begehren von
der Firma Strabag nicht erfüllt wurde, erklärte der

Kläger in der beim Arbeitsamt hierüber aufgenommenen,

Niederschrift, daß er die Arbeit abgelehnt bzw° nicht

angetreten habe, "weil die ?irma das Fahrgeld nicht er—

setze mit dem Hinweis, es seien im Ort noch genügend
Kräfte vorhanden"° Daraufhin wurde mit Bescheid vom
6° September 1955 wegen unberechtigter Arbeitsablehnung

auf Grund der Militärregierungsverordnung (MRVO) Nr, 117

für die (ehemalige) britische Zone in Verbindung mit 5 90

des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- _“

versicherung (AVAVG) eine Sperrfrist von vier Wochen .

unter Herabsetzung seiner Unterstützung auf 35, 58 Dil

,
wöchentlich gegen den Kläger verhangto Der Widers pruchs—

bescheid vom 27, September 1955 bestätigte diese Maßnahme°

Die einfache Bahnstrecke von Büchen nach Lauenburg be—

trägt rund 15 km; die Fahrtzeit mit der'Eisenbahn dauert

etwa 15 bis 20 Minuten in jeder Richtungo Der Kläger war

Eigentüzner und Besitzer eines Z.Zotorrades°
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Nach Klage hob das Sozialgericht mit Urteil vom
„

5° März 1956 den Widerspruchsbescheid auf und ver—'
'urteilte die Beklagte, dem Kläger für den 300 und

31° August 1955 (in der Folgezeit stand er wieder

_
in Beschäftigung) Alu unter Anrechnung der gezahl—

ten Bezüge zu gewähren° Tariflich sei zwar das Ver—

langen des Klägers nicht berechtigt, doch sei es

im Baugewerbe üblich, bei einer Entfernung von über

‘j8 km ein Wegegeld zu zahlen° Deswegen habe der Klä—

ger einen berechtigten Grund für die Ablehnung der

Arbeit gehabt° Berufung wurde zugelassen° ’

Durch Urteil des Landessozialgerichts
vom 80 Februar

1957 wurde auf die Berufung der Beklagten hin das

sozialgerichtliche Urteil aufgehoben und die Klage

abgewiesen° Die Sperrfrist sei zu Recht gegen den

Kläger verhängt worden° Das AVAVG erkenne nur die

in 5 90 Abs„ 2 aufgezählten Gründe zur Ablehnung

einer Arbeit als berechtigt ano Da unstreitig im

Baugewerbe ein Tariflohn bestehe und dieser dem Klä—

ger gézahlt werden sollte, könne er seine Weigerung

nicht mit untertariflicher Bezahlung begründeno Als—

dann kommees auf den im Beruf ortsüblichen Lohn
‘nicht an° Die weiterhin in 5 90 Abs° 2 a„a„0° aufge-

führten Ablehnungsgründe träfen für den Kläger nicht

zu° Auf andere Tatbestände könnten die dort enthal—

tenen Gedanken nicht ausgedehnt werden„ Deshalb sei

ein Reohtfertigungsgrund für den Kläger auch nicht

daraus herzuleiten, daß diejenigen Arbeiter des Bau—

gewerbes, die vom Betriebssitz nach einem Arbeits—

platz außerhalb des Betriebsortes vom Arbeitgeber

entsandt werden, Wegegeld erhalten° Ein Arbeitsange-

bot des Arbeitsamts nach außerhalb sei auch nicht

analog einer Entsendung durch den Arbeitgeber vom

“Betriebssitz nach auswärts zu behandeln° Das Arbeits-
amt weise lediglich Arbeit nach oder vermittle, schließe

aber nicht selbst Arbeitsverträge abo
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._ 4 _

Revision wurde zugelassen,
_

Gegen das am 280 Februar 1957 zugestellte Urteil legte
der Kläger am 9° März 1957 Revision ein und beantragte,

"V‘unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung

'
die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts zurückzu■eiseha

'Er begründete die Revision am 4° April 1957, Zwar sei
das Arbeitsamt nicht "entsendende" Stelle im Sinne des

Bundesrahmentarifs für das Baugewerbe, es müsse aber

einer solchen gleichgesetzt werden, Nach Sachlage stehe

der Vermittlungsvorschlag der Beklagten wirtschaftlich

der Entsendung durch einen Arbeitgeber gleich, der von
vornherein erkläre, Wegegeld nicht zu zahlen, obwohl er

‚auf Grund des Tarifvertrags dazu verpflichtet sei, Die

in 5 90 Abs° ; Nr„ 1 bis 5 AVAVGaufgezählten Ablehnungs—”
gründe seien nicht erschöpfend, jedenfalls was die Fassung

für die ehemalige britische Besatzungszone anbelangeo

Nicht zumutbar sei es für den Kläger gewesen, täglich

eine Fahrstrecke von_26 km (Hin— und Rückreise) mit er—

heblichem Zeitaufwand ohne besondere Vergütung zurück—

zulegen° Er habe außerdem befürchten müssen, durch Annahme
Vauswärtiger Arbeit später einen in der Nähe seines Wohn—

ortes gelegenen Arbeitsplatz zu verliereno

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

Ausschließlich die in @ 90 Abs. 2 Nr() 1 bis 5 AVAVG auf—

gezählten Ablehnungsgründe sowie als weiterer Grund "ein

Verstoß gegen ein gesetzliches Verbot oder die guten

Sitten", seien von Rechts wegen zu beachten. Der Anmarsch—

weg zu der angebotenen Arbc'tsstelle sei für den Kläger
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'6bei den günstigen Verkehrsverhältnissen durchaus zu—
‘_mutbar gewesen°

Kläger und Beklagte erklärten sich mit einer Ent—
’scheidung ohne mündliche Verhandlung einverstanden°

Die Revision ist.statthaft (@ 162 Abs" 1 Nr, 1 des

kl Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)Sie ist auch form—
und fristgerecht eingelegt sowie begründet worden

‘ (55 164, 166SGG) und daher zulässig°

Die Revision ist jedoch nicht begründete

fAuf die vorliegende Streitsache ist, was die Ver—

_
hängung der Sperrfrist anbetrifft, @ 90 AVAVG in der

_
bis zum 31° März 1957 geltenden Fassung anzuwenden,

’Diese Vorschrift enthält in Abs° 1 den Grundsatz, daß "?
‚"der (unterstützte) Arbeitslose eine Arbeit — ord—

„'nungsmäßiges Arbeitsangebot vorausgesetzt — anzu—
‘ nehmen oder anzutreten hat, auch wenn sie außerhalb
l—seines Wohnortes zu verrichten isto Ausnahmen von die—

-ser gesetzlichen Regel ergeben sich nur,
falls ein

1-"berechtigter Grund■ zutrifft° Nach der Aufzählung

in 5 90 Abso 2 Nr° 1 bis 5 AVAVGa„F‚ liegt ein be-
trechtigter Grund vor, wenn für die Arbeit nicht der

tarifliche oder, soweit ein solcher nicht besteht,

der im Beruf ortsübliche Lohn gezahlt wird, die Ar—

beit körperlich nicht zumutbar, der Arbeitsplatz durch
‘Arbeitskampf frei geworden, die Unterkunft gesundheit—

lich oder sittlich bedenklich oder bei Vermittlung

nach auswärts die Versorgung der Angehörigen nicht

hinreichend gesichert isto Diese Aufzählung der Wei—

gerungsgründe in 5 90 Abs° 2 AVAVG a.F„ ist erschöpfend,

wie das Vordergericht zutreffend ausgeführt hat, Der

erkennende Senat hat bereits im Urteil vom 21° Sep—

tember 1956 — 7 RAr 35/56 — (vgi° SozR„ @90 AVAVG
Bl° Ba 2 ff° Nr° 2) entschieden, daß ausschließlich
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die gesetzlich aufgezählten Ablehnungsgründe von Rechts

wegen zu beachten sind„ Als einziger Grund sonst ist von
‘der Rechtsprechung lediglich ein Verstoß des Arbeitsen—

gebots gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten

Sitten anerkannt (vgl„ BSG° a.a.o‚; RVA‚ Nr° 3529 = AN,
1929 So 352)o Entgegen der Meinung des Klägers bleibt
ohne Bedeutung, daß die seinerzeit in der britischen

‚
Zone nach der MRVONr 117 geltende Fassung des 9 90 Abs° 2
lautete:" °„„ ein berechtigter Grund liegt vor „.."‚

dagegen in anderen Gebieten zusätzlich noch das Wort

"nur" eingefü3t- war„ Dem Urteil des Senats vom 21° Sep—

tember 1956 (ESG„ a„aaoz) lag ebenfalls der früher in ?“
der britischen Zone gültige Vortlaut des AVAVG zugrundeo

Der erkennende Senat hat keine Teranlassung‚ von seiner

in diesem Urteil dargelegten Auffassung abzuweichen,

zumal auch_nach der Neufassung des AVAVG(jetzt 5 78
Abs° 2) die im Gesetz aufgezählten Weigerungsgründe als
ausschließlich und erschöpfend anzusehen sind°

_Wie das angefochtene Urteil zutreffend festgestellt hat,

ist Abs; 2 des @ 90 AVAVG & F der Ausweitung nicht zu-

gängig° Der gesetzliche Begriff des "berechtigten Grundes"
wird durch ausdrückliche Bezugnahme auf einzeln benannte

und fest umrissene Tatbestände bestin1mt Eine Ausdehnung

der dort vorhandenen VorauSsetzungen und Umstände auf

sonstige Fälle oder auch nur eine Übertragung der darin

zu findenden Schutz— oder Sicherungsgedanken auf andere

Sachverhalte käme einer Änderung (Wandlung) des gesetz—

lich féstgelegten Begriffs "berechtigter Grund" gleich„

Dies aber ist unzulässig° Wortlaut und Inhalt des @ 90

AVAVG a„I° weisen weder eine "Generalkla usel" auf noch

sind ihnen Anhaltspunkte für Analogien anderweit zu ent—

nehmen„

Unstreitig hat sich der Kläger, den der tariflich zu—
ständige Lohn gewährt werden sollte; geweigert, die vom
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Arbeitsamt angebotene Arbeit bei der Firma Strabag

Bau—AG° auf der etwa 13 km von seinem Wohnort entfern—

ten Baustelle anzunehmen, weil der Arbeitgeber nicht

bereit war, Fahrtkostenersatz oder Wegegeld zu zahlen,

Nach 5 7 des Rahmentarifvertrags für das Baugewerbe

im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland vom 17. April

1950 in der Fassung vom 8„ Februar 1952 erhalten Ar—

beitnehmer, die vom Arbeitgeber auf eine Baustelle

außerhalb des Betriebssitzes entsandt werden und denen

hierdurch höhere Unkosten entstehen, als wenn sie am

Betriebssitz arbeiten, diese im Rahmen spezieller Be—

stimmungen Vergütet. Als "entsandt" gilt, wer durch

den Arbeitgeber vom Sitz der Hauptverwaltung oder der
Niederlassung an eine räumlich entfernte Baustelle

ohne Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses geschickt

wird, Da der Kläger nicht vom Betriebssitz der Firma
Strabag auf die Baustelle Lauenburg derart "entsandt"

wurde, sondern dort neu eingestellt werden sollte,

hatte er nach dem Inhalt des fachlich zuständigen

Tarifvertrags keinen Anspruch auf Fahrtkostenersatz

‘odér Wegegeld° Zwar bilden die kollektiv—rechtlichen
Normen eines Tarifvertrags Mindestbedingungen° Sie

können von den Sozialpartnern im Wege besonderer

Abmachungengünstiger gestaltet werden (€ 4 des Tarif—
vertragsgesetzes —TVG—in der Fassung vom 110 Januar

1952 (BGBl° I S° 19)° Solche (dispositiven) Verein—
barungen (Einzelarbeitsvertrag, Betriebsvereinbarung)

ergeben dann eigene Anspruchsgrundlagen für die daran

Beteiligten, sie ändern aber den Tarifvertrag selbst

in seinem Normengehalt nicht ab, Auch gewohnheits-

rechtlich ist dies nicht möglich, weil es insoweit

allein schon an dem allseitigen Rechtsgeltungswillen

fehlt, Aus einer außertariflich vorkommendenbloßen
Übung (im Betrieb oder Unternehmen), wie sie bei zu-
sätzlichen Sozialleistungen anzutreffen ist, kann,

wenn ein Arbeitsverhältnis zustande gekommenist, ein
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Gleichbehendluhgsanspruch des Arbeitnehmers erwachsen;

zuvor jedoch ist sie keine normative Rechtsgrundlage

vfür Leistungsansprücheo ‘

' Das Arbeitsamt war nicht "entsendende" Stelle im Sinne

des Bundesrahmentarifvertrags' für das Baugewerbeo ”

Es kann einem entsendenden Arbeitgeber nicht gleich—'

gestellt werden; es v e r m i t t e l t nur° Arbeits—.
‘vermittlung im Sinne des AVAVG ist eine Tätigkeit, die

darauf gerichtet ist, arbeitsuchende Arbeitnehmer mit
—Arbeitgebern zur Begründung von Arbeitsverhältnissen

‘z u s a m m e n z u f ü_h r e n „ Eine Vermittlung

nach auswärts durch das Arbeitsamt'ist also mit der
b Entsendung eines Arbeitnehmers vom Bétriebssitz zur

\Baustelle schon rechtlich nicht vergleichbar° Aber auch_
wirtschaftlich betrachtet bestehen wesentliche Unter—' '

schiede° Der Bundesrahmentarifvertrag für das Baugewerbe

“sieht für entsandte Arbeitnehmer Wégegeld vor, um zu vere

meiden, daß diese durch räumliche Verlegung der Arbeits—
stelle seitens des Betriebs eine finanzielle Schlechter—_
stellun'glerleiden° Die Vermittlung eines Arbeitslosen '

in tarifliéh bezahlte Arbeit dagegen bewirkt —von sel—
tenen Ausnahmen abgesehen — regelmäßig eine Verbesserung

'seiner wirtschäftlichen Lage, indem er aus dem Unter—
stütuhgsbe2ug

zu
eigenem Arbeitseinkommen gelangt°

‘ Auf den im Beruf "ortsüblichén" Lohn ist, wie des Landes—
sozialgericht zutreffend ausgeführt hat, nach dem Wort—
laut des}? 90 Abs„ 2 Nr„ 1 AVAVG eoFo nur abzustellen,

'"Sowéit ein tariflicher Lohn nicht besteht"o Die abwei+'

chende Ansicht des Sozialgerichts ist rechtsirrigo Dem
Kläger war tariflich entlohnte Arbeit nachgewieseno Mit‘

";seinem Begehren auf Zahlung von Fahrtkostenersatz oder
"Wegegeld erhob er Anspruch au: eine überterifliche Leistung,

die einer Rechtsgrundlage ernengelte„ din ”berechtigter

‘ Grund"'‚ _Annahme oder Antritt ner Arbeit zu verweigern, lag

im Lohnbereich daher nicht voro
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Aber auch sonst waren dem vom Landessozialgericht festge—

stellten Tatbestand zufolge berechtigte Ablehnungs—- '

gründe nach den Nrn° 2 bis 5 des 5 90 Abs° 2 AVAVG

a„Fo nicht vorhanden° Der Umstand insbesondere, daß
‘

dem Kläger Arbeit außerhalb seines Wohnortes angeboten

wurde, hätte nur dann eine Weigerung gerechtfertigt,

wenn er zu ihrer Verrichtung einen neuen Wohn— oder

Aufenthaltsort nehmen mußte und infolgedessen die Ver—

sorgung der Angehörigen nicht hinreichend gesichert

war (Nr° 5 aoaao„)„ Diese Voraussetzung entfiel aber°

Größere Entfernungen zwischen Wohn— und Arbeitsstätte

sind in zahlreichen Wirtschaftszweigen, das Baugewerbe

eingeschlossen, seit langem anzutreffen° Viele Arbeit—

nehmer, besonders solche, die in Großstädten beschäf—

tigt sind und auswärts wohnen oder umgekehrt, haben

„ werktäglich erhebliche Wege und Zeiten aufzuwenden,

um ihren Lebensunterhalt zu verdienen° Im Vergleich

damit bedeutete auch für den Kläger eine Strecke von

13 km, gleichgültig ob er diese mit seinem Motorrad
zurücklegte oder die vorhandenen Bahnverbindungen

benutzte, weder wirtschaftlich noch zeitlich noch kör—

perlich eine unerträgliche Belastung° Nach Sachlage

‘war jedenfalls zumutbar, daß er die Arbeit zunächst ein—

mal antrat, um durch sein Arbeitsverhältnis zum Tarif—

lohn weitere Ansprüche zu erwerben,

5 90 AVAVGa„F, berechtigte nach alledem den Kläger
nicht, die vom Arbeitsamt angebotene Arbeit allein aus

_dem Grunde abzulehnen, daß über den tariflichen Löhn

‘>.hinaus ihm nicht auch noch außertariflich vorkommende

Sozialleistungen zusätzlich gewährt wurden°

‚‘
Ebensowenig eröffnete die unbestimmte Aussicht, später-

hin in der Nähe seines Wohnsitzes einen Arbeitsplatz

Zu erhalten, einen zulässigen Weigerungsgrund (vgl„

Urteil des erkennenden Senats in SozR° % 90 AVAVG S,
Ba 2 ff..)° Verstöße gegen ein gesetzliches Verbot oder
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’gegen die guten Sitten hat der Kläger selbst nicht

behauptet; sie scheiden aus° g

‚Da somit für die Weigerung des Klägers insgesamt be—

rechtigte Gründe nicht bestanden, war das Arbeitsamt

befugt,»eine Sperrffist zu verhängen° Dies hat das
Landeseozialgericht zu.Recht entschieden; sein Urteil

ist zu beétätigen° Die Revision des Klägers muß des;

halb zurückgewiesen werden_(5 170 Abs„ 1 Satz 1 SGG)°

Die Entscheidung über die Kosten folgt aus 5 193 SGG°
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inw
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